
 

 

Statuten 

 

der 

 

FC Aarau AG 

________________ 

 

 

 

I. GRUNDLAGE 

 

Artikel 1 Firma, Sitz   

 

Unter der Firma 

 

FC Aarau AG 

 

besteht eine Aktiengesellschaft gemäss Art. 620 ff. OR mit Sitz in Aarau. Die Dauer 

der Gesellschaft ist unbeschränkt. 

 

 

Artikel 2  Zweck 

 

Die Gesellschaft bezweckt die Durchführung, Organisation und Leitung eines Profi-

Fussballspielbetriebes. 

 

Die Gesellschaft kann alle kommerziellen, finanziellen und anderen Tätigkeiten aus-

üben, welche mit dem Zweck der Gesellschaft im Zusammenhang stehen. 

 

Die Gesellschaft kann Grundstücke erwerben, halten und veräussern. 

 

Die Gesellschaft kann Zweigniederlassungen und Tochtergesellschaften im In- und 

Ausland errichten und sich an anderen Unternehmen im In- und Ausland beteiligen. 
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II. KAPITAL 

 

Artikel 3 Aktienkapital 

 

Das Aktienkapital der Gesellschaft beträgt CHF 2'110'000.00 und ist eingeteilt in 

42'200 Namenaktien mit einem Nennwert von je CHF 50.00. Die Aktien sind zu 

100 % liberiert. 

 

 

Artikel 3a Kapitalband für einmalige Kapitalherabsetzung 

Der Verwaltungsrat wird ermächtigt, bis zum 12. Juni 2028 das Aktienkapital ein-

malig bis minimal CHF 1'360'000.00 herabzusetzen mittels Vernichtung von bis zu 

15'000 eigenen Aktien mit einem Nennwert von CHF 50.00, welche Aktien von Akti-

onären ersetzen, die ihrer Eintragungspflicht im Aktienbuch nach der Umwandlung 

ihrer Inhaber- in Namenaktien gemäss Bundesgesetz zur Umsetzung von Empfeh-

lungen des Globalen Forums über Transparenz und Informationsaustausch für Steu-

erzwecke vom 21. Juni 2019 nicht nachgekommen sind und deren Aktien deshalb in 

Anwendung von Art. 8 Abs. 1 der Übergangsbestimmungen zur Änderung vom 

21. Juni 2019 per 1. November 2024 nichtig geworden sind. Die Herabsetzung darf 

nur einmalig und maximal im Umfang des Nennwerts der dadurch entstandenen 

eigenen Aktien erfolgen. 

 

 

Artikel 4 Aktien 

 

Die Namenaktien der Gesellschaft werden vorbehältlich von Absatz 2 bis 4 als einfa-

che Wertrechte (Art. 973c OR) ausgegeben. 

 

Die Namenaktien der Gesellschaft können als Registerwertrechte (Art. 973d OR) 

ausgegeben werden. 

 

Die Namenaktien der Gesellschaft können als Wertpapiere ausgegeben werden (Ein-

zelurkunden, Zertifikate oder Globalurkunden). 

 

Über die Art der Ausgabe der Namenaktien beschliesst einzig der Verwaltungsrat. 

Dies umfasst das Recht, die Art der Ausgabe der Namenaktien jederzeit zu ändern. 

Die Art der Ausgabe muss nicht für alle Namenaktien gleich sein. 
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Der Aktionär kann, nachdem er im Aktienbuch eingetragen wurde, von der Gesell-

schaft jederzeit die Ausstellung einer Eintragungsbescheinigung verlangen. Der Ak-

tionär hat aber keinen Anspruch auf eine wertpapiermässige Verbriefung seiner Ak-

tionärsrechte. 

 

Hat der Verwaltungsrat eine andere Art der Ausgabe der Namenaktien beschlossen, 

müssen ausgegebene Wertpapiere (Einzelurkunden, Zertifikate oder Globalurkun-

den) auf erste Aufforderung des Verwaltungsrats gegen Aushändigung einer ent-

sprechenden Empfangsbestätigung und einer Kopie des Beschlusses eingeliefert 

werden. Der Verwaltungsrat muss eingelieferte Wertpapiere umgehend vernichten. 

 

 

Artikel 5 Aktienbuch, Vinkulierung 

 

Der Verwaltungsrat führt ein Aktienbuch, in welches die Eigentümer und Nutznies-

ser mit Namen und Adresse eingetragen werden. Im Verhältnis zur Gesellschaft 

wird als Aktionär oder als Nutzniesser nur anerkannt, wer im Aktienbuch eingetra-

gen ist. 

 

Die Übertragung von Aktien, ob zu Eigentum oder zu Nutzniessung, bedarf in jedem 

Falle der Genehmigung durch den Verwaltungsrat. Die Zustimmung kann aus wich-

tigen Gründen verweigert werden. Als wichtige Gründe gelten: 

 

1. Das Fernhalten von Erwerbern, die ein zum Gesellschaftszweck in Konkurrenz 

stehendes Unternehmen betreiben, daran beteiligt oder dort angestellt sind. 

2. Der Erwerb oder das Halten von Aktien im Namen oder im Interesse Dritter. 

3. Falls eine natürliche oder juristische Person durch den Erwerb mehr als 30 % 

der Namenaktien auf sich vereinigt. Dabei gelten juristische Personen, die 

durch Kapital, Stimmkraft, einheitliche Leitung oder auf andere Weise mitei-

nander verbunden sind, sowie alle natürlichen oder juristischen Personen, wel-

che sich im Hinblick auf eine Umgehung der Quote durch Absprache oder auf 

eine andere Weise für den Erwerb von Aktien zusammentun, als eine Person. 

 

Der Verwaltungsrat kann das Gesuch um Zustimmung ohne Angabe von Gründen 

ablehnen, wenn er im Namen der Gesellschaft dem Veräusserer der Aktien anbietet, 
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die Aktien für deren Rechnung, für Rechnung anderer Aktionäre oder für Rechnung 

Dritter zum wirklichen Wert im Zeitpunkt des Gesuches zu übernehmen. 

 

Sind die Aktien durch Erbgang, Erbteilung, eheliches Güterrecht oder Zwangsvoll-

streckung erworben worden, so kann der Verwaltungsrat das Gesuch um Zustim-

mung nur ablehnen, wenn er im Namen der Gesellschaft dem Erwerber die Über-

nahme der Aktien zum wirklichen Wert anbietet. 

 

Die Gesellschaft kann nach Anhörung des Betroffenen Eintragungen im Aktienbuch 

streichen, wenn diese durch falsche Angaben des Erwerbers zustande gekommen 

sind. Der Erwerber muss über die Streichung sofort informiert werden. 

 

 

III. ORGANISATION 

 

A. GENERALVERSAMMLUNG 

 

Artikel 6  Befugnisse 

 

Oberstes Organ der Gesellschaft ist die Generalversammlung. Ihr stehen folgende 

unübertragbare Befugnisse zu: 

 

1. Festsetzung und Änderung der Statuten; 

2. Wahl und Abberufung der Mitglieder des Verwaltungsrates, des Präsidenten 

des Verwaltungsrates und der Revisionsstelle; 

3. Genehmigung eines allfälligen Lageberichts und einer allfälligen Konzernrech-

nung; 

4. Genehmigung der Jahresrechnung sowie Beschlussfassung über die Verwen-

dung des Bilanzgewinnes, insbesondere die Festsetzung der Dividende; 

5. Festsetzung der Zwischendividende und Genehmigung des dafür erforderlichen 

Zwischenabschlusses; 

6. Beschlussfassung über die Rückzahlung der gesetzlichen Kapitalreserve; 

7. Entlastung der Mitglieder des Verwaltungsrates; 

8. Dekotierung der Beteiligungspapiere der Gesellschaft; 

9. Beschlussfassung über die Gegenstände, die der Generalversammlung durch 

das Gesetz oder die Statuten vorbehalten sind oder ihr durch den Verwaltungs-

rat vorgelegt werden. 
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Artikel 7 Versammlungen 

 

Die ordentliche Generalversammlung findet jedes Jahr innerhalb von sechs Monaten 

nach Abschluss des Geschäftsjahres statt. 

 

Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, sooft es notwendig 

ist, insbesondere in den vom Gesetz vorgesehenen Fällen. 

 

Zu ausserordentlichen Generalversammlungen hat der Verwaltungsrat innerhalb 

von 60 Tagen einzuladen, wenn Aktionäre, die zusammen mindestens zehn Prozent 

des Aktienkapitals oder der Stimmen vertreten, schriftlich und unter Angabe der 

Verhandlungsgegenstände und der Anträge eine Einberufung verlangen. 

 

 

Artikel 8 Einberufung, Universalversammlung, Tagungsort, virtuelle Ge-

neralversammlung 

 

a) Einberufung 

 

Die Generalversammlung wird durch den Verwaltungsrat oder die im Gesetz be-

zeichneten Organe und Personen einberufen. 

 

Der Verwaltungsrat teilt den Aktionären die Einberufung der Generalversammlung 

mindestens 20 Tage vor dem Versammlungstag mit. In der Einberufung sind be-

kanntzugeben: 

1. Das Datum, der Beginn, die Art und der Ort der Generalversammlung; 

2. die Verhandlungsgegenstände; 

3. die Anträge des Verwaltungsrats; 

4. gegebenenfalls die Anträge der Aktionäre samt kurzer Begründung; 

5. gegebenenfalls der Name und die Adresse des unabhängigen Stimmrechtsver-

treters. 

 

Über Gegenstände, die nicht in dieser Weise angekündigt worden sind, können un-

ter dem Vorbehalt der Bestimmungen über die Universalversammlung keine Be-

schlüsse gefasst werden, ausser über einen Antrag auf Einberufung einer ausseror-

dentlichen Generalversammlung, auf Durchführung einer Sonderuntersuchung, auf 

Wahl einer Revisionsstelle, auf Verzicht auf die Präsenz der Revisionsstelle in der 
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Generalversammlung und auf Ernennung von Sachverständigen nach Art. 731a Abs. 

3 OR. Dagegen bedarf es zur Stellung von Anträgen im Rahmen der Verhandlungs-

gegenstände und zu Verhandlungen ohne Beschlussfassung keiner vorherigen An-

kündigung. 

 

Mindestens 20 Tage vor der Generalversammlung sind den Aktionären der Ge-

schäftsbericht und die Revisionsberichte zugänglich zu machen. Sofern die Unterla-

gen nicht elektronisch zugänglich sind, kann jeder Aktionär verlangen, dass ihm 

diese rechtzeitig zugestellt werden. 

 

 

b) Universalversammlung, Zirkularbeschluss 

 

Die Eigentümer, Nutzniesser oder Vertreter sämtlicher Aktien können, falls kein 

Widerspruch erhoben wird, eine Generalversammlung ohne Einhaltung der für die 

Einberufung vorgeschriebenen Formvorschriften abhalten (Universalversammlung). 

Solange die Eigentümer, Nutzniesser oder Vertreter sämtlicher Aktien anwesend 

sind, kann in dieser Versammlung über alle in den Geschäftskreis der Generalver-

sammlung fallenden Gegenstände gültig verhandelt und Beschluss gefasst werden. 

 

Eine Generalversammlung kann ebenfalls ohne Einhaltung der für die Einberufung 

geltenden Vorschriften abgehalten werden, wenn die Beschlüsse auf schriftlichem 

Weg auf Papier oder in elektronischer Form erfolgen, sofern nicht ein Aktionär, 

Nutzniesser oder deren Vertreter die mündliche Beratung verlangt. Im Fall der Be-

schlussfassung auf elektronischem Weg ist keine Unterschrift erforderlich; vorbehal-

ten bleibt eine anderslautende, schriftliche Festlegung des Verwaltungsrats. 

 

 

c) Tagungsort 

 

Der Verwaltungsrat bestimmt den Tagungsort der Generalversammlung. 

 

Die Generalversammlung kann an verschiedenen Orten gleichzeitig durchgeführt 

werden. Die Voten der Teilnehmer müssen in diesem Fall unmittelbar in Bild und 

Ton an sämtliche Tagungsorte übertragen werden. 
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d) Virtuelle Generalversammlung 

 

Eine Generalversammlung kann ausnahmsweise mit elektronischen Mitteln ohne 

Tagungsort durchgeführt werden. 

 

Ein unabhängiger Stimmrechtsvertreter muss nicht bezeichnet werden. Dem Ver-

waltungsrat steht es frei, in der Einberufung einen unabhängigen Stimmrechtsver-

treter zu bezeichnen. 

 

 

Artikel 9 Vorsitz, Protokolle 

 

Den Vorsitz der Generalversammlung führt der Präsident, bei dessen Verhinderung 

ein anderes Mitglied des Verwaltungsrates oder ein anderer von der Generalver-

sammlung gewählter Tagespräsident.  

 

Der Vorsitzende bezeichnet den Protokollführer und die Stimmenzähler, die nicht 

Aktionäre sein müssen. 

 

Der Verwaltungsrat sorgt für die Führung der Protokolle, die vom Vorsitzenden und 

vom Protokollführer zu unterzeichnen sind. 

 

 

Artikel 10 Beschlussfassung 

 

Jede Aktie berechtigt zu einer Stimme. 

 

Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse und vollzieht ihre Wahlen mit der 

Mehrheit der vertretenen Aktienstimmen, soweit nicht das Gesetz oder die Statuten 

abweichende Bestimmungen enthalten. 

Bei Stimmengleichheit hat der Vorsitzende den Stichentscheid. 

 

Die Wahlen und Abstimmungen finden offen statt, sofern nicht der Vorsitzende oder 

Aktionäre, die mindestens über 25 % des Aktienkapitals oder der Stimmen verfü-

gen, verlangen dass sie geheim erfolgen. 
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Artikel 11 Quoren 

 

Für die in Art. 704 Abs. 1 OR aufgeführten Beschlüsse ist ein Beschluss der Gene-

ralversammlung erforderlich, der mindestens zwei Drittel der vertretenen Aktien-

stimmen und die Mehrheit der vertretenen Aktiennennwerte auf sich vereinigt. 

 

 

B. VERWALTUNGSRAT 

 

Artikel 12 Wahl, Konstituierung 

 

Der Verwaltungsrat besteht aus einem oder mehreren Mitgliedern. Er wird in der 

Regel in der ordentlichen Generalversammlung und jeweils für die Dauer von zwei 

Jahren gewählt. Die Amtsdauer der Mitglieder des Verwaltungsrates endet mit dem 

Tag der übernächsten ordentlichen Generalversammlung. Vorbehalten bleiben vor-

heriger Rücktritt und Abberufung. Neue Mitglieder treten in die Amtsdauer derjeni-

gen ein, die sie ersetzen. 

 

Die Mitglieder des Verwaltungsrates sind jederzeit wieder wählbar. Sie werden ein-

zeln gewählt, es sei denn, der Vorsitzende der Generalversammlung ordnet es mit 

Zustimmung aller vertretenen Aktionäre anders an. 

 

Mit Ausnahme der Wahl des Präsidenten konstituiert sich der Verwaltungsrat selbst. 

Er kann fakultativ einen Sekretär bezeichnen, der nicht Mitglied des Verwaltungsra-

tes sein muss. 

 

 

Artikel 13 Oberleitung, Delegation 

 

Dem Verwaltungsrat obliegt die oberste Leitung der Gesellschaft und die Überwa-

chung der Geschäftsführung. Er vertritt die Gesellschaft nach aussen und besorgt 

alle Angelegenheiten, die nicht nach Gesetz, Statuten oder Reglement einem ande-

ren Organ der Gesellschaft übertragen sind. Soweit die Geschäftsführung nicht 

übertragen worden ist, steht sie allen Mitgliedern des Verwaltungsrats gesamthaft 

zu. 
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Der Verwaltungsrat kann die Geschäftsführung oder einzelne Teile derselben sowie 

die Vertretung der Gesellschaft an eine oder mehrere Personen, Mitglieder des Ver-

waltungsrates oder Dritte, die nicht Aktionäre sein müssen, übertragen. Er erlässt 

das Organisationsreglement und ordnet die entsprechenden Vertragsverhältnisse. 

 

 

Artikel 14  Aufgaben 

 

Der Verwaltungsrat hat folgende unübertragbare und unentziehbare Aufgaben: 

1. Oberleitung der Gesellschaft und Erteilung der nötigen Weisungen; 

2. Festlegung der Organisation; 

3. Ausgestaltung des Rechnungswesens, der Finanzkontrolle sowie der Finanzpla-

nung, sofern diese für die Führung der Gesellschaft notwendig ist; 

4. Ernennung und Abberufung der mit der Geschäftsführung und der Vertretung 

betrauten Personen und Regelung der Zeichnungsberechtigung; 

5. Oberaufsicht über die mit der Geschäftsführung betrauten Personen, nament-

lich im Hinblick auf die Befolgung der Gesetze, Statuten, Reglemente und Wei-

sungen; 

6. Erstellung des Geschäftsberichtes sowie Vorbereitung der Generalversammlung 

und Ausführung ihrer Beschlüsse; 

7. Einreichung eines Gesuchs um Nachlassstundung und Benachrichtigung des 

Richters im Falle der Überschuldung; 

8. Beschlussfassung über die nachträgliche Leistung von Einlagen auf nicht voll-

ständig liberierte Aktien; 

9. Beschlussfassung über die Feststellung von Kapitalerhöhungen und daraus 

folgende Statutenänderungen. 

 

 

Artikel 15 Organisation, Protokolle 

 

Vorbehältlich einer anderen Regelung im Organisationsreglement ist der Verwal-

tungsrat beschlussfähig, wenn die Mehrheit seiner Mitglieder anwesend ist. Dieses 

Quorum ist nicht notwendig für die Feststellungsbeschlüsse im Zusammenhang mit 

Kapitalerhöhungen und die zugehörigen Statutenänderungen. 

Die Beschlüsse des Verwaltungsrates werden mit der Mehrheit der abgegebenen 

Stimmen gefasst. Der Vorsitzende hat den Stichentscheid. 
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Der Verwaltungsrat kann seine Beschlüsse fassen: 

1. an einer Sitzung mit Tagungsort; 

2. unter Verwendung elektronischer Mittel, in sinngemässer Anwendung der Artikel 

701c-701e OR; oder 

3. auf schriftlichem Weg auf Papier oder in elektronischer Form, sofern nicht ein 

Mitglied die mündliche Beratung verlangt. Im Fall der Beschlussfassung auf 

elektronischem Weg ist keine Unterschrift erforderlich; vorbehalten bleibt eine 

anderslautende, schriftliche Festlegung des Verwaltungsrats. 

 

Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Verwaltungsrates ist ein Protokoll zu 

führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeich-

nen. 

 

 

Artikel 16 Interessenkonflikte 

 

Die Mitglieder des Verwaltungsrats und der Geschäftsleitung informieren den Ver-

waltungsrat unverzüglich und vollständig über sie betreffende Interessenkonflikte. 

Der Verwaltungsrat ergreift die Massnahmen, die zur Wahrung der Interessen der 

Gesellschaft nötig sind. 

 

 

C. REVISIONSSTELLE 

 

Artikel 17 Revision 

 

Die Generalversammlung wählt jedes Jahr eine Revisionsstelle. Die Revisionsstelle 

hat die Rechte und Pflichten gemäss Art. 727 ff. OR und ist in das Handelsregister 

einzutragen.  

 

 

Artikel 18 Anforderungen an die Revisionsstelle; Amtsdauer 

 

Als Revisionsstelle können eine oder mehrere natürliche oder juristische Personen 

oder Personengesellschaften gewählt werden. 
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Die Revisionsstelle muss unabhängig sein und sich ihr Prüfungsurteil objektiv bil-

den. Die Unabhängigkeit darf weder tatsächlich noch dem Anschein nach beein-

trächtigt sein. 

 

Die Revisionsstelle wird für ein Geschäftsjahr gewählt. Ihr Amt endet mit der Ab-

nahme der letzten Jahresrechnung. Eine Wiederwahl ist möglich. 

 

Die Generalversammlung kann die Revisionsstelle nur aus wichtigen Gründen abbe-

rufen. 

 

 

IV. RECHNUNGSLEGUNG 

 

Artikel 19 Jahresrechnung 

 

Das Geschäftsjahr wird jährlich per 31. Dezember oder auf einen anderen vom Ver-

waltungsrat festzulegenden Zeitpunkt hin abgeschlossen. 

 

Die Jahresrechnung, bestehend aus der Erfolgsrechnung, der Bilanz und dem An-

hang, wird gemäss den Vorschriften des Schweizerischen Obligationenrechts, insbe-

sondere der Art. 958 ff., sowie nach den allgemein anerkannten kaufmännischen 

und branchenüblichen Grundsätzen aufgestellt. 

 

 

Artikel 20 Gewinnverteilung 

 

Unter Vorbehalt der gesetzlichen Vorschriften über die Gewinnverteilung, insbeson-

dere Art. 671 ff. OR, steht der Bilanzgewinn zur Verfügung der Generalversamm-

lung. 

 

Dividenden dürfen erst festgesetzt werden, nachdem die Zuweisungen an die ge-

setzliche Gewinnreserve und an die freiwilligen Gewinnreserven erfolgt sind. 

 

Die Ausrichtung einer Zwischendividende richtet sich nach Art. 675a OR. 
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V. BEENDIGUNG 

 

Artikel 21 Auflösung, Liquidation 

 

Die Generalversammlung kann jederzeit die Auflösung mit Liquidation der Gesell-

schaft nach Massgabe der gesetzlichen und statutarischen Vorschriften beschlies-

sen. 

 

Die Liquidation wird durch den Verwaltungsrat durchgeführt, sofern sie nicht durch 

einen Beschluss der Generalversammlung anderen Personen übertragen wird. 

 

Die Liquidation der Gesellschaft erfolgt nach Massgabe der Art. 742 ff. OR. Die Li-

quidatoren sind ermächtigt, Aktiven (Grundstücke eingeschlossen) auch freihändig 

zu verkaufen. 

 

Nach erfolgter Tilgung der Schulden wird das Vermögen unter den Aktionären nach 

Massgabe der einbezahlten Beträge verteilt. 

 

 

VI. MITTEILUNGEN AN DIE AKTIONÄRE 

 

Artikel 22  Mitteilungen an die Aktionäre 

 

Mitteilungen an die Aktionäre erfolgen schriftlich durch Brief oder durch elektroni-

sche Zustellung an die im Aktienbuch verzeichneten Adressen. 

 

 

 

 


